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1. Fristen und Termine

Steuerzahlungstermine im Januar:


   Fälligkeit
Ende der Schonfrist bei Zahlung durch


 
Überweisung (Wert-
Scheck/bar 


stellung beim Finanzamt)

Lohn- /Kirchensteuer
10.01.
13.01.
keine Schonfrist

Umsatzsteuer
10.01.
13.01.
keine Schonfrist

Zahlungstermine für Sozialversicherungsbeiträge im Januar: 


   Fälligkeit


für den Monat Dezember 
15.01.

für den Monat Januar 
27.01.

Hinweis: 

Der erste Beitrag nach neuem Recht, der am 27.1.2006 fällig ist, kann auf die nächsten sechs Monate verteilt werden. Ein Antrag bei der Einzugsstelle für die Anwendung der Übergangsregelung ist nicht erforderlich. Die Anwendung der Übergangsregelung wird durch die aktive Nichtzahlung des Januarbeitrages am 27.1.2006 erzeugt. 

Bei Nichtzahlung der Januarbeiträge am 27.1.2006 ergeben sich somit folgende Beitragsfälligkeiten:

	Monat
	Januar
	Februar
	März
	April
	Mai
	Juni
	Juli

	Fälligkeit
	15.1.
	24.2.
	29.3.
	26.4.
	29.5.
	28.6.
	27.7.

	aus Januar
	
	1/6
	1/6
	1/6
	1/6
	1/6
	1/6


Zum 1. Januar 2006 geplante Steueränderungen

Am 29. November 2005 hat das Bundeskabinett einige einschneidende Steuerrechtsänderungen beschlossen, die zum Teil bereits zum 1. Januar 2006 wirksam werden sollen. Erst nach Redaktionsschluss findet am 15. Dezember 2005 die zweite und dritte Lesung im Bundestag statt, am 21. Dezember die entsprechende Bundesratssitzung, so dass die vorliegenden Gesetzesentwürfe rechtzeitig zum 1. Januar 2006 in Kraft treten könnten.

Abschaffung der Eigenheimzulage

Es handelt sich dabei zum einen um das „Gesetz zur Abschaffung der Eigenheimzulage“ für Neufälle ab 1. Januar 2006. Unberührt bleiben alle bis zum 31.12.2005 von der Förderung erfassten Sachverhalte. Wer also schon Wohneigentum hergestellt oder erworben hat oder bis zum 31.12.2005 den Bauantrag gestellt oder den Kaufvertrag bis zu diesem Zeitpunkt abgeschlossen hat, erhält noch die Förderung nach dem bisherigen Eigenheimzulagengesetz, sofern die weiteren Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Eigenheimzulage (z.B. die Einkommensgrenzen) erfüllt sind.

Verluste aus Steuerstundungsmodellen

Zum anderen können zukünftig Verluste aus Steuerstundungsmodellen nur mit späteren positiven Einkünften aus derselben Einkommensquelle verrechnet werden. Eine Verlustverrechnung mit anderen positiven Einkünften, z.B. aus einem landwirtschaftlichen, anderen gewerblichen oder freiberuflichen Betrieb ist nicht mehr möglich. Diese Verlustverrechnungsbeschränkung soll für alle Verluste aus Steuerstundungsmodellen gelten, denen ein Steuerpflichtiger nach dem 10.11.2005 beitritt oder für die nach dem 10.11.2005 mit dem Außenvertrieb begonnen wurde. 

Betroffen sind insbesondere Verluste aus Medienfonds, Schiffsbeteiligungen (soweit sie noch Verluste vermitteln), New Energy Fonds, Wertpapierhandelsfonds und Videogamefonds, nicht aber Private 
Equity und Venture Capital Fonds, da diese in ihren Anlagen konzeptionell keine Verluste zuweisen. 

Von der Verlustverrechnungsbeschränkung werden neben Verlusten aus gewerblichen Steuerstundungsmodellen auch Verluste aus selbständiger Arbeit, aus typisch stillen Gesellschaften, Vermietung und Verpachtung (insbesondere geschlossene Immobilienfonds) und sonstigen Einkünften (insbesondere so genannte Renten-/Lebensversicherungsmodelle gegen fremdfinanzierten Einmalbeitrag) erfasst.

Steuerliches Sofortprogramm

Zum dritten handelt es sich um das so genannte „Gesetz zum Einstieg in ein steuerliches Sofortprogramm“, in dem folgende Maßnahmen vorgesehen sind:

Abfindungen

Für Entlassungsabfindungen werden zur Zeit in Abhängigkeit von Alter und Betriebszugehörigkeit Freibeträge (7.200 €/9.000 €/11.000 €) gewährt. Diese begrenzte Steuerbefreiung für Abfindungen wegen einer vom Arbeitgeber veranlassten oder gerichtlich ausgesprochenen Auflösung des Dienstverhältnisses wird komplett ab 2006 aufgehoben. Aus Vertrauensschutzgründen soll die bisherige begrenzte Steuerfreiheit für Verträge über Abfindungen, Gerichtsentscheidungen oder Entlassungen vor dem 1.1.2006 weiterhin gewährt werden, soweit dem Arbeitnehmer die Zahlung vor dem 1. Januar 2007 zufließt.

Die Steuerfreiheit für Übergangsgelder und Übergangsbeihilfen auf Grund gesetzlicher Vorschriften entfällt ebenfalls zum 1.1.2006.

Geburts- und Heiratshilfen

Die begrenzte Steuerfreiheit für Heirats- und Geburtsbeihilfen (315 €) wird zum 1.1.2006 aufgehoben.

Steuerberatungskosten

Private Steuerberatungskosten sind ab 2006 nicht mehr als Sonderausgabe abzugsfähig. Entscheidend ist nicht der Veranlagungszeitraum, für den die Leistung erbracht wurde, sondern allein der Zahlungszeitpunkt.

Zukünftig weiterhin als Werbungskosten berücksichtigungsfähig sind die Gebühren, die im Zusammenhang mit Einnahmen des Steuerpflichtigen stehen. Die Kosten für den größten Teil einer vom Steuerberater erstellten Steuererklärung bleiben also weiterhin abzugsfähig. 

Degressive Abschreibung

Die Möglichkeit, Mietwohnneubauten degressiv (z.B. 4 % in den ersten 10 Jahren) abzuschreiben, wird für Neufälle abgeschafft. Damit ist für solche Gebäude nur noch ein Abschreibungssatz von 2 % möglich. Abgestellt wird auch hier auf das Datum des Bauantrages bzw. des Kaufvertrages.

Daneben hat die neue Bundesregierung mittelfristig folgende Änderungen geplant, für die zur Zeit jedoch noch keine konkreten Gesetzesentwürfe vorliegen. 

Anhebung der Umsatzsteuer zum 1.1.2007

Die Umsatzsteuer soll ab 1.1.2007 von  bisher 16 auf 19 % steigen. Für vorsteuerabzugsberechtigte Unternehmer ist eine Anhebung der Umsatzsteuer steuerlich nicht von Bedeutung, da sie einen durchlaufenden Posten darstellt. Es kann aber erhebliche Auswirkungen auf die Nachfrage haben. Für Unternehmer jedoch, die z.B. steuerfreie Umsätze tätigen, wie Zahnärzte, oder Privatpersonen gilt dies nicht, da sie keinen Anspruch auf einen Vorsteuerabzug haben. Gleiches gilt für Kleinunternehmer und pauschalierende Land- und Forstwirte.

Sollte die Umsatzsteuer also zum 1.1.2007 erhöht werden, ist es für nicht vorsteuerabzugsberechtigte Unternehmer und Privatpersonen sinnvoll, noch vor dem Stichtag ohnehin benötigte Lieferungen oder Leistungen in Anspruch zu nehmen. 

Für Lebensmittel, Bücher, Futtermittel etc. soll es bei dem jetzigen ermäßigten Steuersatz von 7 v.H. bleiben. Aussagen zur Anhebung der Vorsteuerpauschale für die Land- und Forstwirtschaft liegen nicht vor.

Versicherungssteuer

Entsprechend der Anhebung der Umsatzsteuer soll die Versicherungssteuer zum 1.1.2007 
ebenfalls um 3 Punkte auf 19 % angehoben werden. 

„Reichensteuer“

Die SPD möchte die Erhöhung der Umsatzsteuer gerne an die Einführung einer „Reichensteuer“ knüpfen. Das bedeutet, ab einer bestimmten Einkommenshöhe, die zur Zeit bei 250.000 € für Ledige und 500.000 € für Verheiratete diskutiert wird, soll ein Zuschlag von 3 Prozentpunkten auf die Einkommensteuer erhoben werden. Ausgenommen werden sollen Unternehmer, d.h. betriebliche Einkünfte. Ob dies verfassungsrechtlich haltbar ist, erscheint fraglich. 

Weitere geplante Änderungen insbesondere für Unternehmen

· Änderung der Vorratsbewertungsvorschriften ab 2007;

· Abschaffung der Rückstellungen für Jubiläumszuwendungen ab 2007 und Auflösung bestehender Rückstellungen über 3 Jahre;

· Beseitigung der Steuerfreiheit für Sachbezüge in Form von Vermögensbeteiligungen;

· Abschaffung der Abzugsfähigkeit von Geschenken (bisher 35 €);

· Weitere Kürzung der Abzugsmöglichkeiten von Bewirtungsaufwendungen;

· Beendigung der Gewinnermittlung nach Durchschnittsätzen für Land- und Forstwirte;

· Abschaffung der Förderung der „ICH-AG“ zum 1.7.2006;

· Ersatz der Mineralölsteuerbefreiung für Biokraftstoffe durch eine Beimischungspflicht;

· Abschaffung der Gewährung des Betriebsvermögensfreibetrages und des Bewertungsabschlages bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer für gewerblich geprägte GmbH & CoKG (schon ab 2006 ?).

Weitere geplante Änderungen für natürliche Personen

· Kürzung des Sparerfreibetrages von bisher 1.370 € (2.740 € Verheiratete) auf 750 € (1.500 € Verheiratete);

· Abschaffung der Spekulationsfristen für private Veräußerungsgeschäfte von Wertpapieren (bisher 1 Jahr Haltedauer) und Immobilien (10 Jahre) ab dem 1. Januar 2007, so dass ab dem Jahr 2007 sämtliche private Veräußerungsgewinne grundsätzlich steuerpflichtig sind. Die Gewinne sollen in Höhe von 20 % steuerpflichtig werden. Ob das selbstgenutzte Wohnhaus hiervon eine Ausnahme bildet, ist noch unklar. Je nach Gesetzesformulierung müssen dann ggf. Gestaltungsüberlegungen hinsichtlich der noch steuerfreien Realisierung der bisher erzielten Gewinne, z.B. über die Veräußerung an Familienangehörige, angestellt werden;

· Wegfall der Abzugsmöglichkeiten für Schulgeldzahlungen an Privatschulen ab 2007;

· Kindergeld oder ein Kinderfreibetrag sollen nur noch für volljährige Kinder bis zum 25. Lebensjahr gewährt werden (bisher 27. Lebensjahr);

· Abschaffung der Lohnsteuerklassen mit Einführung eines Anteilssystems, mit dem jeder Ehegatte künftig so viel Lohnsteuer zahlt, wie es seinem Anteil am gemeinsamen Bruttolohn entspricht.

Weitere geplante Änderungen insbesondere für Arbeitnehmer

· Abschaffung der Steuerfreiheit von Auslandszuschlägen ab 2007;

· Anerkennung des Arbeitszimmers nur noch für die Fälle, in denen das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten betrieblichen und beruflichen Tätigkeit darstellt ab 2007;

· Vollständige Streichung der Pendlerpauschale für die ersten 20 Entfernungskilometer ab 2007;

· Höhere Besteuerung der Dienstwagen;

· Sonntags-, Feiertags- und Nachtzuschläge sollen weiterhin bis zu einem Stundenlohn von 50 € steuerfrei bleiben. Sie werden jedoch ab einem Stundenlohn von 25 € in die Sozialversicherungspflicht einbezogen.

Im Gespräch sind jedoch auch einige Steuererleichterungen. Als solche sind zu nennen:

· Erhöhung der degressiven Abschreibung für bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens von bisher 20 auf 30 % befristet auf 2 Jahre (2006 und 2007);

· Schaffung verbesserter Möglichkeiten zur Bildung steuerfreier Investitionsrücklagen. Hier ist vorrangig an die Möglichkeit der hälftigen steuerfreien Veräußerung von Betriebsvermögen, wie sie bereits im Gesetz zur Verbesserung der steuerlichen Standortbedingungen vorgesehen war, zu denken;

· Anhebung der Ist-Versteuerungsgrenzen bei der Umsatzsteuer von 125.000 € auf 250.000 € in den alten Bundesländern. In den neuen Bundesländern soll die bestehende Grenze von 500.000 € über das Jahr 2006 hinaus verlängert werden;

· Anhebung der Buchführungsgrenzen für Existenzgründer von 350.000 € auf 500.000 € Umsatz;

· 20 % der Aufwendungen für Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen in privaten Haushalten sollen bis zu einer Höhe von 3.000 € steuerlich absetzbar sein.

Hinweis:

Sollte sich bei Ihnen Beratungsbedarf ergeben, stehen wir Ihnen gerne kurzfristig zur Verfügung!

Erdienbarkeit eines Pensionsanspruches

Pensionsrückstellungen stehen immer wieder im Mittelpunkt von Betriebsprüfungen. Damit eine Pensionszusage auch steuerlich als Betriebsausgabe anerkannt werden kann, müssen zahlreiche Voraussetzungen erfüllt werden. Wenn die Pensionszusage an einen (beherrschenden) Gesellschafter-Geschäftsführer erteilt wird, sind darüber hinaus noch eine ganze Reihe weiterer Kriterien zu beachten, damit es sich dabei nicht um eine verdeckte Gewinnausschüttung handelt. Unter anderem muss die begünstigte Person den Pensionsanspruch in der ihr voraussichtlich verbleibenden Dienstzeit „erdienen“. Davon geht man aus, wenn der Begünstigte im Zeitpunkt der Pensionszusage das 60. Lebensjahr noch nicht vollendet hat und zwischen dem Zusagezeitpunkt und dem voraussichtlichen Eintritt in den Ruhestand mindestens 10 Jahre liegen. Bei einem bspw. kürzeren Zeitraum liegt eine verdeckte Gewinnausschüttung vor und die Zuführungen zu den Rückstellungen sind nicht als Betriebsausgaben abziehbar.

So erging es einem Steuerpflichtigen, der als Gesellschafter-Geschäftsführer eine Versorgungszusage erhalten hatte. Im Zeitpunkt der Zusage war er zwar erst 57 Jahre alt. Allerdings wurde vereinbart, dass er später wählen darf, ob seine Rente mit dem 70. oder mit dem 65. Lebensjahr beginnt. Damit war die Pension nicht mehr „erdienbar“, denn zwischen Zusage und Eintritt mit 65 Jahren lagen weniger als 10 Jahre. Zwar wurde diese Vereinbarung später dahingehend neu gefasst, dass er nun nur noch ab dem 70. Lebensjahr in Rente gehen kann, das Finanzamt sah darin aber trotzdem bis zum Zeitpunkt der Neufassung eine verdeckte Gewinnausschüttung. 

Die Meinung des Finanzamtes bestätigte auch der BFH. Der Steuerpflichtige habe ursprünglich das Recht gehabt, schon ab dem 65. Lebensjahr den Ruhestand anzutreten und die Versorgung bereits nach 8 Jahren zu beanspruchen. Damit handele es sich zu Recht um eine verdeckte Gewinnausschüttung und zwar bis zu dem Zeitpunkt, in dem das Versorgungsalter hinaus geschoben worden sei.

Hinweis:

Die Rechtsprechung zum Thema „Pensionsrückstellung“ ist sehr umfangreich. Damit der Betriebsausgabenabzug möglich wird, müssen eine ganze Reihe steuerlicher Hürden genommen werden. Wenn Sie Fragen dazu haben, beraten wir Sie gerne!

Quelle: BFH-Beschluss vom 28. Juni 2005, I R 25/04, BFH/NV 2005 S. 2252

2. Genussrechte als Anteile an Kapitalgesellschaften?

In letzter Zeit hat sich das Interesse an der Begebung von Genussrechten verstärkt, was nicht zuletzt an  ihren vielfältigen Einsatzmöglichkeiten liegt. Genussrechte spielen eine Rolle bei Sanierungsverfahren, bei der Eigen- und Fremdkapitalbeschaffung als sog. Mezzanine-Capital oder bei der Mitarbeiterbeteiligung. Bislang war jedoch fraglich, ob Genussrechte zu einer Beteiligung an einer Kapitalgesellschaft führen. Bejaht man diese Frage, ist der Gewinn aus dem Verkauf eines solchen Genussrechts nach derzeitiger Rechtslage steuerpflichtig, wenn die Beteiligung mindestens 1 % am Kapital der Gesellschaft beträgt. Andernfalls wäre der Veräußerungsgewinn nach Ablauf der Spekulationsfrist von einem Jahr steuerfrei. 

Der BFH gab nun in einer Entscheidung einen wichtigen Hinweis, ob Genussrechte als Anteile an Kapitalgesellschaften qualifiziert werden können. Im Körperschaftsteuerrecht unterscheiden Gesetzgeber und Rechtsprechung seit jeher zwischen Genussrechten, die nur eine Gewinnbeteiligung gewähren (einfache Genussrechte) und solchen, die darüber hinaus noch mit einer Beteiligung am Liquidationserlös ausgestattet sind (qualifizierte Genussrechte). Die einfachen Genussrechte begründen lediglich einen schuldrechtlichen Anspruch des Inhabers in Höhe des Genussrechtskapitals. Die ausgeschütteten Gewinne können bei der Gesellschaft als Betriebsausgaben abgezogen werden. Die qualifizierten hingegen haben einen Beteiligungscharakter und werden wie Nennkapital behandelt mit der Folge, dass die Ausschüttungen auf das Genussrechtskapital wie „gewöhnliche“ Gewinnausschüttungen das Einkommen nicht mindern dürfen. Nur die Genussrechte mit Beteiligung am Liquidationserlös räumen ihrem Inhaber eine dem Gesellschafter einer Kapitalgesellschaft vergleichbare Stellung ein. Daher führen nur solche Genussrechtsbeteiligungen zu Anteilen an einer Kapitalgesellschaft und zu einem in jedem Fall steuerpflichtigen Veräußerungsgewinn ab einer Mindestbeteiligung von 1 %. 

Weiterhin stellt der BFH klar, dass eine sog. Nachrangbeteiligung dem Genussrecht noch keinen Beteiligungscharakter verleiht. Eine Nachrangbeteiligung ist gegeben, wenn zwischen Gesellschaft und dem Inhaber des Genussrechtes vereinbart wurde, dass das Genussrechtskapital erst nach der Befriedigung der übrigen Gesellschaftsgläubiger zurückzuzahlen ist.  

Hinweis:

Haben Sie Fragen zu Ihrer Genussrechtsbeteiligung oder möchten Sie sich durch Genussrechtskapital an einer Gesellschaft beteiligen, sprechen Sie uns an! Wir helfen Ihnen gerne! 

Quelle: BFH-Urteil vom 14. Juni 2005, VIII R 73/03, DB 2005 S. 2443

3. Ansparrücklage bei Betriebseröffnung: 
Verbindliche Bestellung als Voraussetzung 

Ansparabschreibungen ermöglichen mittelständischen Unternehmen und Freiberuflern für geplante Investitionen in neue bewegliche Wirtschaftsgüter bereits in der Planungsphase steuermindernde Rücklagen zu bilden. Grundsätzlich muss das begünstigte Wirtschaftsgut vom Steuerpflichtigen innerhalb von zwei Jahren nach Bildung der Rücklage angeschafft oder hergestellt werden. Im Ergebnis führt die Ansparrücklage dazu, dass sich der aktuelle steuerpflichtige Gewinn wegen der Gewinnverlagerung in die Zukunft vermindert und somit eine befristete Steuerstundung erreicht wird. 

Eine Ansparrücklage dürfen alle Unternehmen bilden, deren Betriebsvermögen 204.517 € nicht übersteigt. Bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben gilt stattdessen ein maximaler Einheitswert von 122.710 €. Steuerpflichtige, die ihren Gewinn durch Einnahme-Überschussrechung ermitteln, können Ansparrücklagen ohne Rücksicht auf die Höhe ihres Betriebsvermögens bilden.  

Der BFH hatte bereits 2002 entschieden, dass die Bildung einer Ansparrücklage für einen noch zu eröffnenden Betrieb grundsätzlich möglich ist. Voraussetzung ist jedoch die verbindliche Bestellung des entsprechenden Investitionsgutes, damit die Investitionsabsicht auch hinreichend konkretisiert wird.  

Mit Blickpunkt auf die Ansparrücklage für Existenzgründer hat das Finanzgericht Bremen nun in 
einem - inzwischen rechtskräftigen - Urteil entschieden, dass das o.g. BFH-Urteil erst recht für Existenzgründer gelten muss. So ist auch bei Existenzgründern eine verbindliche Bestellung des Investitionsgutes erforderlich, insoweit dessen Betriebseröffnung noch nicht abgeschlossen ist. Die Phase der Betriebseröffnung ist nach Ansicht der Bremer Finanzrichter erst dann abgeschlossen, wenn alle wesentlichen Betriebsgrundlagen angeschafft sind. Liegt eine verbindliche Bestellung nicht vor, darf das Finanzamt die bereits gebildeten Ansparrücklagen gewinnerhöhend auflösen. 

Hinweis:

Die Ansparrücklage darf maximal 40 % der Anschaffungs- oder Herstellungskosten des geplanten Investitionsgutes betragen

Zu beachten ist auch, dass die im Wirtschaftsjahr insgesamt gebildeten Ansparrücklagen für jeden Betrieb des Steuerpflichtigen am Bilanzstichtag 154.000 € nicht übersteigen dürfen. Bei Existenzgründern tritt an diese Stelle ein Betrag von 307.000 €. 

Quelle: FG Bremen, Urteil vom 22. April 2004, 1 K 210/03, EFG 2004 S. 1113, rechtskräftig. Nichtzulassungsbeschwerde unzulässig durch BFH-Beschluss vom 26. Juli 2005, VIII B 134/04, BFH/NV 2005 S. 2186

4. Geländewagenbesteuerung: Einspruch einlegen!

Geländewagen und vergleichbare Fahrzeuge mit einem Gesamtgewicht von über 2,8 Tonnen konnten bisher nach dem jeweiligen Fahrzeuggewicht besteuert werden. Die Finanzverwaltung geht davon aus, dass diese günstige Möglichkeit durch eine Änderung der Straßenzulassungsverordnung ab 1. Mai 2005 entfallen ist und diese Fahrzeuge nunmehr ebenfalls als Pkw nach Hubraum zu besteuern sind. An dieser Rechtsauffassung der Finanzverwaltung hat das Finanzgericht Köln in einem aktuellen Beschluss Zweifel geäußert. Nach seiner Ansicht ist bei diesen Fahrzeugen im Hinblick auf EG-Recht auch weiterhin eine "Gewichtsbesteuerung" vorzunehmen. Der Senat hat gegen seine Entscheidung die Beschwerde beim Bundesfinanzhof zugelassen.
Das Verfahren betraf einen Geländewagen des Typs "Land Rover" mit einem zulässigen Gesamtgewicht von 2.810 kg. Nachdem das Finanzamt das Fahrzeug zunächst als Lastkraftwagen nach Gewicht besteuert hatte, stufte es den Wagen ab 1. Mai 2005 als PKW ein und besteuerte ihn nach Hubraum und Schadstoffausstoß. 

Der Senat hat dem Steuerpflichtigen antragsgemäß vorläufigen Rechtsschutz durch Aussetzung der Vollziehung des entsprechenden Kraftfahrzeugsteuer-Änderungsbescheids gewährt. In seiner Begründung schließt er sich dabei im Wesentlichen der Argumentation des Steuerpflichtigen an. Nach Aufhebung der nationalen Bestimmung in der Straßenzulassungsverordnung sei für die steuerliche Einstufung des Fahrzeugs auf die geltenden verkehrsrechtlichen Bestimmungen des Gemeinschaftsrechts zurückzugreifen. Danach seien so genannte "AF Mehrzweckfahrzeuge" nicht als PKW (Klasse M1) einzustufen, wenn sie außer dem Fahrersitz nicht mehr als sechs Sitzplätze hätten und im Übrigen dem dort vorgegebenen Verhältnis in Bezug auf Gewicht und Fahrersitze entsprächen. Diese Voraussetzungen waren im Streitfall erfüllt. 

Zu dieser Problematik ist ein weiteres Verfahren beim Finanzgericht Köln anhängig. Dieses Verfahren betrifft einen Geländewagen der Marke „Toyota Land Cruiser Typ J 7“. 

Hinweis:

Wie aus der Finanzverwaltung zu hören ist, können entsprechende Einspruchsverfahren mittlerweile bundesweit im Hinblick auf dieses Verfahren zum Ruhen gebracht werden. Sollten Sie auch aufgrund der Änderung in der Straßenverkehrszulassungsordnung durch einen neuen Kraftfahrzeugsteuerbescheid belastet sein, sprechen Sie uns an. Wir legen gerne Einspruch für Sie ein.

Quelle: FG Köln, Beschluss vom 28. November 2005, 6 V 3715/05, LEXinform Nr. 5001344; FG Köln, 6 K 2378/05

5. Überbrückungsgeld unterliegt nicht dem Progressionsvorbehalt

Das Überbrückungsgeld ist als Lohnsersatzleistung steuerfrei. Seit dem 1. Januar 2003 unterliegt es nicht (mehr) dem so genannten Progressionsvorbehalt, wird also auch nicht mehr über einen erhöhten Steuersatz bei der Berechnung der Einkommensteuer beim Steuerpflichtigen berücksichtigt.

Nichts desto trotz enthalten Bewilligungsbescheide einiger Agenturen für Arbeit weiterhin den Hinweis, wonach das Überbrückungsgeld beim Progressionsvorbehalt zu berücksichtigen sei. Aus diesem Grund werden Steuerpflichtige unter Umständen auch zu Unrecht auf eine vermeintliche Verpflichtung zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung hingewiesen.

Hinweis:

Das Bundesfinanzministerium hat mittlerweile die Bundesagentur für Arbeit gebeten, für eine entsprechende Änderung der Hinweise in den Bewilligungsbescheiden der Agenturen für Arbeit Sorge zu tragen.

Quelle: OFD-Münster, Verfügung vom 28. Oktober 2005, Kurzinformation Einkommensteuer Nr. 29, DStR 2005 S. 1989

6. Abschreibungshöhe bei vermieteten Immobilien

Der BFH hat kürzlich ein positives Urteil für Immobilienbesitzer gefällt. Es ging dabei um die Frage, in welcher Höhe ein Steuerpflichtiger Abschreibungen bei seinen Vermietungseinkünften geltend machen kann, wenn sich die bisherige Nutzung der Immobilie geändert hat.

Ein Steuerpflichtiger vermietete seine soeben fertig gestellte Immobilie zunächst zu fremden Wohnzwecken. In seiner Steuererklärung nahm er für das Objekt eine degressive Abschreibung in Anspruch, die derzeit anfangs noch bei 7 % der Anschaffungs- oder Herstellungskosten pro Jahr lag. Die dafür erforderlichen Voraussetzungen waren erfüllt. 

Allerdings vermietete der Steuerpflichtige kurze Zeit später sein Haus zu gewerblichen Zwecken. Der Steuerpflichtige begehrte daraufhin wegen der nunmehr gewerblichen Vermietung eine degressive Abschreibung von 5 %. Das Finanzamt wollte aber wegen der Nutzungsänderung die degressive Abschreibung nicht mehr anerkennen. Es vertrat die Ansicht, dass die Voraussetzungen dafür weggefallen seien, weil keine Vermietung zu Wohnzwecken mehr vorliege. Stattdessen könne der Steuerpflichtige nur noch eine lineare Abschreibung von 2 % als Werbungskosten abziehen. Das Finanzamt berief sich dabei auf die Ausführungen in den Einkommensteuerrichtlinien, die einen solchen Wechsel beim Wegfall der Voraussetzungen vorschreiben.

Diese Vorschrift war aber schon seit langem in der Literatur und der Rechtsprechung umstritten. Der BFH zog mit seinem Urteil nun endlich eine klare Linie: Bei einem Nutzungswechsel zu fremdbetrieblichen Zwecken sei entgegen der Verwaltungsauffassung nicht zwingend die lineare Abschreibung anzuwenden. Sofern die übrigen Voraussetzungen erfüllt sind, könne der Steuerpflichtige aber durch die Nutzungsänderung innerhalb der degressiven Anschreibungsmethoden wechseln. 

Hinweis:

Nach den Beschlüssen der neuen Bundesregierung wird die Förderung des Mietwohnbaus durch degressive Abschreibungen für alle Neufälle ab 2006 abgeschafft. Für alle anderen Immobilien gilt die bisherige Rechtsprechung weiter.

Für Gebäude, die zu gewerblichen Zwecken - und nicht zu Wohnzwecken - vermietet werden, kann eine degressive Abschreibung nur dann in Anspruch genommen werden, wenn sie vor dem 1. Januar 1995 angeschafft wurden oder der Bauantrag vor diesem Datum gestellt wurde. Das oben beschriebene Urteil kann also lediglich auf diese Fälle angewandt werden, da nur dann ein Wechsel innerhalb der degressiven Abschreibungsmethoden möglich ist. 

Quelle: BFH-Urteil vom 15. Februar 2005, IX R 32/03, BFH/NV 2005 S. 2270

7. Sachbezug nur bei Abweichen von der ortsüblichen Miete

Vermietet der Arbeitgeber an seinen Arbeitnehmer eine Wohnung zu einem Preis, der sich innerhalb der Mietpreisspanne des örtlichen Mietspiegels befindet, liegt kein geldwerter Vorteil wegen verbilligter Vermietung vor. So lautet ein aktuelles Urteil des BFH. 

Im zu verhandelnden Fall mietete ein Steuerpflichtiger von seinem Arbeitgeber eine Wohnung. Als Mietpreis setzte der Arbeitgeber den niedrigsten Wert der im Mietpreisspiegel für vergleichbare Wohnungen vorgesehenen Mietpreisspanne fest. Das Finanzamt sah darin aber eine verbilligte Wohnraumüberlassung, weil die Miete am untersten Rahmen des Mietpreisspiegels angesetzt wurde. Es kam zu dem Ergebnis, dass dem Steuerpflichtigen in Höhe der Differenz des Mittelwerts des Mietpreisspiegels und der vereinbarten Miete ein geldwerter Vorteil zugeflossen wäre, den der Steuerpflichtige bei seinen Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit zu versteuern hätte. 

Der BFH stellte zunächst fest, dass sich aus der Wohnungsvermietung durch den Arbeitgeber ein geldwerter Vorteil ergeben könne, wenn der „übliche Endpreis am Abgabeort“ den tatsächlichen Mietpreis an den Arbeitnehmer übersteige. Allerdings sei der „übliche Endpreis am Abgabeort“ grundsätzlich aus dem örtlichen Mietspiegel zu entnehmen. Somit sei jeder Mietwert als ortsüblich anzusehen, der sich im Rahmen der Mietpreisspanne bewegt, d.h. also auch wenn er den untersten Wert repräsentiert. Außerdem sei gerade der örtliche Mietspiegel eine Informationsquelle, die eine leichte und schnelle Ermittlung der ortsüblichen Miete ermögliche. 

Der durch das Finanzamt angewandten Methode, die ortsübliche Miete aus dem Mittelwert der Mietpreisspanne zu ermitteln, widersprachen die Richter des BFH. Eine solche Wertermittlung entspreche weder dem Wortlaut noch dem Zweck des Gesetzes. 

Hinweis:

Durch dieses Urteil kann der Arbeitgeber zwar die Besteuerung eines geldwerten Vorteils vermeiden, wenn er sich beim Mietpreis am untersten Rand des Mietpreisspiegels orientiert. Allerdings muss dann die Miete auch bei Veröffentlichung von neuen Mietpreisspiegeln ständig überprüft werden, denn es besteht die Gefahr, dass man den „üblichen Endpreis am Abgabeort“ verfehlt.  

Quelle: BFH-Urteil vom 17. August 2005, IX R 10/05, LEXinform Nr. 5001297

8. Höhe des geldwerten Vorteils bei gemischt veranlassten Reisen

Der Bundesfinanzhof hat in einem aktuellen Urteil seine bisherige Rechtsprechung geändert und entschieden, dass die Kosten einer vom Arbeitgeber bezahlten Auslandsreise, die sowohl Elemente einer Dienstreise als auch einer sog. Incentive-Reise enthält, grundsätzlich aufgeteilt werden können. 

Im Streitfall veranstaltete ein Unternehmen für seine Arbeitnehmer eine mehrtätige Außendiensttagung in Portugal. Neben den am Vormittag stattfindenden Fachveranstaltungen, standen nachmittags umfangreiche touristische Programmpunkte den Teilnehmern zur Verfügung. Das Finanzamt stellte fest, dass die Reise nicht im ausschließlich eigenbetrieblichen Interesse des Arbeitgebers gelegen habe. Es würdigte sämtliche Kosten einheitlich als Zuwendung eines geldwerten Vorteils und damit als steuerpflichtigen Arbeitslohn. Einspruch und Klage blieben erfolglos, beriefen sich doch Finanzamt und Finanzgericht auf die bisherige Rechtsprechung des BFH, wonach mangels eines geeigneten Aufteilungsmaßstabs eine solche Reise entweder einheitlich als Dienstreise oder als sog. Incentive-Reise zu beurteilen sei.

Allerdings wandte sich der BFH nun von seiner bisherigen Ansicht ab. Eine Aufteilung ist grundsätzlich möglich, wenn die Zuwendungen im Rahmen der Reise gemischt veranlasst sind. Bei der Aufteilung sind zunächst die Kostenbestandteile der Reise abzutrennen, die sich leicht und eindeutig dem betriebsfunktionalen (z.B. die Kosten für die Tagungsräume) oder dem „Entlohnungs“-Bereich (z.B. das Sport- und Unterhaltungsprogramm) zuordnen lassen. Die danach verbleibenden Kosten, wie etwa die Flugkosten, sind dann im Wege einer sachgerechten Schätzung aufzuteilen. Dafür soll in der Regel eine zeitanteilige Aufteilung stattfinden, d.h. dem Zeitanteil, den die Reisebestandteile mit eigenbetrieblichem Charakter einnehmen, ist der Zeitanteil der Reisebestandteile mit Entlohnungscharakter gegenüberzustellen. 

Im zu verhandelnden Fall entschied der BFH nach seinen neu aufgestellten Grundsätzen, dass die Kosten zu 50 % als Dienstreise anzusehen sind und damit als Betriebsausgaben abgezogen werden können. Die anderen 50 % der Kosten sind als Zuwendung eines geldwerten Vorteils anzusehen und daher steuerpflichtig.  

Hinweis:

Durch die Änderung der Rechtsprechung können Arbeitgeber nun auch touristische Programmpunkte in ihre Tagungsreisen einbinden, ohne dabei die vollständige Versagung des Betriebsausgabenabzugs zu fürchten. Wichtig ist, dass Sie nachweisen können, welche Programmpunkte eindeutig dem eigenbetrieblichen Interesse zuzuordnen sind. 

Gleiche Grundsätze müssten nun auch für betrieblich veranlasste Reisen von Unternehmern mit touristischem Begleitprogramm gelten. 

Quelle: BFH-Urteil vom 18. August 2005, VI R 32/03, DB 2005 S. 2330; BFH-Pressemitteilung vom 19. Oktober 2005, Nr. 36/05, DB 2005 S. XXII

9. Kapitalanlegerschutz: Musterverfahrensgesetz in Kraft

Am 1. November 2005 ist das neue Kapitalanleger-Musterverfahrensgesetz in Kraft getreten. Durch das Gesetz können geschädigte Kapitalanleger wegen falscher, irreführender oder unterlassener Kapitalmarktinformation, z.B. in Jahresabschlüssen oder Börsenprospekten, Musterverfahren durchführen. Sobald sich in mindestens 10 individuellen Schadensersatzprozessen die Tatsachen- und Rechtsfragen gleichlautend stellen, können diese zu einem Musterverfahren gebündelt und einheitlich durch das Oberlandesgericht mit Bindungswirkung für alle Kläger entschieden werden. Dabei bestimmt das Gericht einen Kläger zum Musterkläger; alle anderen werden zum Verfahren beigeladen.

Das kollektive Musterverfahren bietet gegenüber dem Einzelrechtsstreit folgende Vorteile:

· Der einzelne Anleger kann seinen Schadensersatzanspruch effektiver durchsetzen.

· Komplexe Tatsachen- und Rechtsfragen werden nur einmal und mit Bindungswirkung für alle erörtert. Damit bedarf es nur einer Beweisaufnahme.

· Das Risiko hoher Prozesskosten wird für den Einzelnen deutlich gesenkt. Ein Auslagenvorschuss muss nicht gezahlt werden. Unterliegen die Kläger, werden die Kosten auf alle Kläger aufgeteilt.

· Viele Klagen können damit schneller abgewickelt werden. Das führt zu einer Entlastung der Gerichte und auch die beklagten Unternehmen erreichen schneller Rechtssicherheit.

Der vollständige Gesetzestext steht unter www.bmj.bund.de zum Download bereit. 

Quelle: Bundesministerium der Justiz, http://www.bmj.bund.de
10. Steuerfallen bei Sparbriefen und Bundesschatzbriefen

Die geplante Kürzung des Sparerfreibetrages von bisher 1.370 € (2.740 € Verheiratete) auf 750 € (1.500 € Verheiratete) wird dazu führen, dass bereits kleine Sparvermögen steuerpflichtig werden. Bei einer jährlichen Verzinsung von beispielsweise drei Prozent bleibt bisher ein Anlagebetrag von 47.366 € steuerfrei. Wird der Sparerfreibetrag auf 750 € gekürzt, besteht bereits für Ersparnisse von über 25.000 € für einen Teil der Erträge eine Steuerpflicht - eine Verzinsung von drei Prozent unterstellt.

Besonders aufpassen müssen Sparer bei auf- und abgezinsten Sparbriefen und bei Bundesschatzbriefen Typ B. Hier werden die Zinsen über einen Anlagezeitraum von mehreren Jahren angesammelt und sind erst am Ende der Laufzeit bzw. bei Rückgabe einschließlich Zinseszinsen steuerpflichtig. Demzufolge kann die Steuerbelastung überraschend groß werden. Kommt es zur Senkung des Sparerfreibetrages auf 750 €, muss der Sparer bei Bundesschatzbriefen Typ B zum Beispiel schon bei Anlagebeträgen von etwa 4.000 € damit rechnen, am Ende für einen Teil seiner Zinsen Einkommensteuer zu zahlen - selbst wenn es seine einzigen Ersparnisse sind.

Hinweis:

Auch bei Geldanlagen sollten Sie durch uns die steuerlichen Folgen prüfen lassen, bevor Sie sich für eine Anlage entscheiden. In vielen Fällen dürften Anlagen mit jährlichen Zinszahlungen vorzuziehen sein.

Quelle: Bundesverband Deutscher Banken, Pressemitteilung vom 16. November 2005, LEXinform Nr. 0172043

11. Neuregelung der Behandlung von Berufsausbildungskosten

Die einkommensteuerliche Behandlung von Berufsausbildungskosten wurde durch den Gesetzgeber ab 2004 neu geregelt. Die Kosten dafür können nur noch als Sonderausgaben bis zu einem Betrag von 4.000 € im Kalenderjahr abgezogen werden.

Davon unberührt bleibt die Behandlung von Aufwendungen für eine berufliche Fort- und Weiterbildung. Sie stellen auch weiterhin unbegrenzt abziehbare Betriebsausgaben oder Werbungskosten dar, sofern sie durch den Beruf veranlasst sind und es sich dabei nicht um eine erstmalige Berufsausbildung oder ein Erststudium handelt. Das Bundesministerium der Finanzen hat sich nun in einem Schreiben dazu geäußert, wann es sich um ein Erststudium oder eine erstmalige Berufsausbildung handelt. 

Ist einer Berufausbildung eine abgeschlossene erstmalige Berufsausbildung oder ein abgeschlossenes Erststudium vorausgegangen, handelt es sich um eine „weitere“ Berufsausbildung, deren Aufwendungen als Betriebsausgaben oder Werbungskosten abgezogen werden können. Ebenso verhält es sich mit einem „weiteren“ Studium nach einem abgeschlossenen Erststudium. Voraussetzung ist, dass ein hinreichend konkreter, objektiv feststellbarer Zusammenhang mit späteren inländischen steuerpflichtigen Einnahmen aus der angestrebten beruflichen Tätigkeit besteht.

Erstmalige Berufsausbildung

Dagegen ist eine Berufsausbildung als erstmalige Berufsausbildung anzusehen, wenn ihr keine andere abgeschlossene Berufsausbildung oder kein abgeschlossenes berufsqualifizierendes Hochschulstudium vorausgegangen ist. Die Aufwendungen dafür sind als Sonderausgaben abziehbar. Darunter fallen i.W. alle Berufsausbildungsverhältnisse, die durch eine Abschlussprüfung abgeschlossen werden. Auch wenn ein Steuerpflichtiger ohne entsprechende Berufsausbildung in einem Beruf tätig ist und die zugehörige Berufsausbildung nachfolgend durchführt, handelt es sich um eine erstmalige Berufsausbildung. 

Hinweis:

Die meisten Berufsausbildungen werden im Rahmen eines Berufsausbildungsdienstverhältnisses absolviert. Ist die Berufsausbildung oder das Studium Gegenstand des Dienstverhältnisses, handelt es sich bei den dadurch veranlassten Aufwendungen um Werbungskosten.

Erststudium

Ein Studium stellt ein erstmaliges Studium dar, wenn ihm kein anderes durch einen berufsqualifizierenden Abschluss beendetes Studium vorangegangen ist. Die von den Hochschulen und auch den Berufsakademien angebotenen Studiengänge führen in der Regel zu einem berufsqualifizierenden Abschluss, z.B. Diplom, Magister oder Master. Zwischenprüfungen stellen keinen Studienabschluss dar. Wird ein Studium unterbrochen und später weitergeführt, stellt der der Unterbrechung folgende Studienteil kein weiteres Studium dar, auch wenn in der Unterbrechungszeit ein Ausbildungsberuf abgeschlossen wurde. Werden zwei Studiengänge parallel studiert und zu unterschiedlichen Zeiten abgeschlossen, stellt der nach dem berufsqualifizierenden Abschluss des ersten Studiengangs fortgesetzte andere Studiengang ein „weiteres“ Studium dar. Das erste juristische Staatexamen stellt einen berufsqualifizierenden Abschluss dar. Die Vorbereitung auf das zweite juristische Staatsexamen ist daher als „weiteres“ Studium anzusehen. Auch postgraduale Zusatz-, Ergänzungs- und Aufbaustudien setzen den Abschluss eines ersten Studiums voraus und stellen daher ein „weiteres“ Studium dar. Ebenso verhält es sich mit einer Promotion, denn dieser ist in der Regel ein berufsqualifizierendes Erststudium vorausgegangen. 

Hinweis:

Die Aufwendungen für ein „weiteres“ Studium stellen Werbungskosten oder Betriebsausgaben dar, sofern ein berufsbezogener Veranlassungszusammenhang zu bejahen ist. 

Abzugsfähige Aufwendungen

Zu den als Sonderausgaben abzugsfähigen Aufwendungen zählen z.B.

· Lehrgangs-, Schul- oder Seminargebühren, Arbeitsmittel, Fachliteratur,

· Fahrten zwischen Wohnung und Ausbildungsort,

· Mehraufwendungen für Verpflegung,

· Mehraufwendungen wegen auswärtiger Unterbringung; nicht erforderlich ist, dass die Voraussetzungen einer doppelten Haushaltsführung vorliegen,

· Kosten für ein häusliches Arbeitszimmer.

Quelle: BMF-Schreiben vom 4. November 2005, IV C 8 S 2227 5/05, BStBl. 2005 I S. 955, www.bundesfinanzministerium.de
12. Steuerberaterkosten im Zusammenhang mit einem Steuerstrafverfahren

Die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main hat in einer Verfügung dazu Stellung genommen, inwieweit Steuerberatungskosten, die im Zusammenhang mit einem Steuerstrafverfahren oder der Vermeidung eines Steuerstrafverfahrens stehen, als Sonderausgaben bzw. als Betriebsausgaben/Werbungskosten abgezogen werden können.

Steuerberatungskosten nach Einleitung eines Steuerstrafverfahrens

Nach geltender Rechtsprechung dürfen Strafverteidigungskosten nicht als Sonderausgaben abgezogen werden. Im Regelfall gehören daher Beraterhonorare, die nach Einleitung des Strafverfahrens entstehen, nicht zu den abzugsfähigen Steuerberatungskosten. Wären die Aufwendungen allerdings auch ohne die Einleitung des Steuerstrafverfahrens entstanden, wie z.B. als Gebühren für die Erstellung erstmaliger oder korrigierter Steuererklärungen, können diese den abziehbaren Steuerberatungskosten zugeordnet werden.  

Steuerberatungskosten im Zusammenhang mit einer strafbefreienden Selbstanzeige

Die Kosten für die zu berichtigenden bzw. zu vervollständigenden Steuererklärungen können nach den allgemeinen Grundsätzen geltend gemacht werden. Lediglich die Beratungskosten für die Geltendmachung und Durchsetzung der strafbefreienden Wirkung können nicht steuermindernd berücksichtigt werden. 

Steuerberatungskosten im Zusammenhang mit einer strafbefreienden Erklärung nach dem StraBEG

Grundsätzlich gelten die Ausführungen zur strafbefreienden Selbstanzeige entsprechend. Stehen die Honorare allerdings im Zusammenhang mit der Ermittlung nacherklärter Einnahmen, können die tatsächlichen Kosten nicht abgezogen werden. Die Oberfinanzdirektion Frankfurt am Main begründet dies mit der Tatsache, dass die Einnahmen nach dem StraBEG bereits nur zu 60% in die Bemessungsgrundlage einbezogen werden und damit bereits alle Aufwendungen pauschal abgegolten werden. 

Hinweis:

Die neue Bundesregierung hat bereits beschlossen, dass private Steuerberatungskosten ab 2006 nicht mehr als Sonderausgaben abzugsfähig sind. Die Gebühren, die im Zusammenhang mit Einnahmen des Steuerpflichtigen stehen, sind auch weiterhin als Werbungskosten oder Betriebsausgaben berücksichtigungsfähig.

Quelle: OFD-Frankfurt am Main, Verfügung vom 10. Oktober 2005, S 2221 A 37 St II 2.08, DB 2005 S. 2495

13. Sozialversicherungsbeiträge im Zusammenhang mit Kindergeld

Kindergeld bzw. Kinderfreibeträge werden für volljährige Kinder nur dann gewährt, wenn ihre eigenen Einkünfte und Bezüge nicht mehr als 7.680 € im Jahr betragen. Wird der Grenzbetrag auch nur um einen € überschritten, wird kein Kindergeld gewährt bzw. muss es ggf. zurückgezahlt werden. Anfang 2005 fällte das Bundesverfassungsgericht ein für viele Familien positives Urteil. Bei der Prüfung der Einkünfte- und Bezügegrenze sind die gesetzlichen Pflichtbeiträge des Kindes zur Sozialversicherung nicht mit einzubeziehen. Das Bundesministerium der Finanzen hat nun in einem Schreiben dazu Stellung genommen, wie die Finanzbehörden das Urteil anzuwenden haben.

Einkommensteuerbescheid ist noch nicht bestandskräftig

Für Steuerpflichtige kann es steuerlich günstiger sein, den Kinderfreibetrag zu erhalten, anstatt Kindergeld ausgezahlt zu bekommen. Allerdings muss dafür der jeweilige Einkommensteuerbescheid noch änderbar sein. Ist das der Fall, wendet die Finanzverwaltung das Urteil des Verfassungsgerichtes an. Bei der Prüfung der Einkünfte- und Bezügegrenze für das Kindergeld sind die gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträge von den Einkünften und Bezügen des Kindes abzuziehen. Das gleiche gilt für die Ermittlung der anrechenbaren Einkünfte für den Berufsausbildungsfreibetrag und für den Abzug von Unterhaltsaufwendungen als außergewöhnliche Belastung. 

Hinweis:

Unklar ist jedoch, ob die Verwaltung nur die tatsächlich gezahlten Sozialversicherungsbeiträge zum Abzug zulässt oder, so wie das Bundesverfassungsgericht im Urteilsfall vorgegangen ist, einen pauschalen Abzug von 21 % nach Abzug der Werbungskosten zulässt. 

Einkommensteuerbescheid ist bereits bestandskräftig

Wenn der Bescheid nicht durch eine Änderungsvorschrift geändert werden kann, z.B. bei Vorbehaltsfestsetzungen, kommt keine Änderung allein deswegen in Betracht, dass eine Verfassungswidrigkeit festgestellt wurde. Die Entscheidung des Verfassungsgerichtes stelle weder eine neue Tatsache noch ein rückwirkendes Ereignis dar. Auch wenn nachträglich Kindergeld gewährt wird, kann allein deshalb kein Kinderfreibetrag gewährt werden. 

Ablehnender Kindergeldbescheid ist bereits bestandskräftig

Ist das Kindergeld für ein bereits abgelaufenes Jahr bestandskräftig abgelehnt bzw. der Kindergeldbescheid bestandskräftig aufgehoben worden, der Steuerbescheid für das gleiche Jahr aber noch nicht bestandskräftig, wird das o.g. Urteil im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung umgesetzt. Bei der von Amts wegen durchgeführten Prüfung, sind dem Steuerpflichtigen die steuerlichen Freibeträge für Kinder zu gewähren und kein Kindergeld gegen zu rechnen. 

Ist dagegen eine Kindergeldneufestsetzung für das betreffende Jahr möglich, ist das Kindergeld gegen zurechnen. 

Grundsätzlich müssten auch den gesetzlichen Sozialversicherungsbeiträgen vergleichbare Beträge, z.B. privater Krankenversicherungsbeiträge, bei der Ermittlung der eigenen Einkünfte oder Bezüge eines in Ausbildung befindlichen volljährigen Kindes abzuziehen sein. Zur Klärung dieser Frage, ist bereits ein Verfahren beim Hessischen Finanzgericht anhängig. In diesem Verfahren hat das Finanzgericht zu entscheiden, ob

· Beiträge zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung,

· Beiträge zur kombinierten Erwerbsunfähigkeits- und Lebensversicherung,

· einbehaltene Steuerabzugsbeträge und

· vermögenswirksame Leistungen

in die Berechnung der Einkünfte- und Bezügegrenze einzubeziehen sind oder nicht.

Hinweis:

Daher sollten ablehnende Kindergeldbescheide, die diese Abzüge nicht berücksichtigen, mit Hinweis auf das anhängige Klageverfahren angefochten werden. Gleiches gilt für die entsprechenden Einkommensteuerbescheide. 

Quelle: BMF-Schreiben vom 18. November 2005, IV C 4 S 2282 27/05, www.bundesfinanzministerium.de; FG Hessen, 12 K 2482/05

14. Fälligkeit von Beiträgen aus einmalig gezahltem Arbeitsentgelt

Vom 1. Januar 2006 an ist grundsätzlich der Gesamtsozialversicherungsbeitrag spätestens am drittletzten Bankarbeitstag des Monat, in dem die Beschäftigung oder Tätigkeit, mit der das Arbeitsentgelt 
oder Arbeitseinkommen erzielt wird, ausgeübt worden ist oder als ausgeübt gilt, in voraussichtlicher Höhe der Beitragsschuld fällig. Bei einmalig gezahltem Arbeitsentgelt entstehen die Beitragsansprüche jedoch erst, wenn dieses ausgezahlt worden ist.

Nach Auffassung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherungen kann die Fälligkeit der Beiträge aus einmalig gezahltem Arbeitsentgelt nicht allein am Vorgang der Auszahlung festgemacht werden. Der Arbeitgeber müsse vielmehr bei der Ermittlung der voraussichtlichen Beitragsschuld für den Beitragsmonat feststellen, ob die Einmalzahlung mit hinreichender Sicherheit in diesem Beitragsmonat ausgezahlt wird. Beiträge aus einmalig gezahltem Arbeitsentgelt würden in dem Monat fällig, in dem das einmalig gezahlte Arbeitsentgelt ausgezahlt werden soll und zwar auch dann, wenn die Einmalzahlung noch im laufenden Monat, aber erst nach dem für diesen Monat geltendem Fälligkeitstermin ausgezahlt wird.

Quelle: Auffassung der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung, Verlautbarung vom 12. August 2005, DStR 46/2005 S. XVI
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